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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Leicht, Bremm, Dr. Wagner (Trier), Gerster (Mainz), Dr. Göiter, 

Dr. Kiepsch, Dr. Mertes (Geroistein), Pieroth, Susset, Frau Wiii-Feid, Dr. Freiherr von 
Weizsäcker, Dr. Biüm, Dr. Todenhöfer, Zeyer, Dr. Schuize-Vorberg, Dr. Kunz (Weiden) 
und Genossen 


betr. Vorschiag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für eine 

Verordnung des Rates zur Aufsteilung allgemeiner Regeln für die Bezeichnung 
und Aufmachung der Weine und Moste (Bezeichnungsverordnung) 


Der oben angeführte Vorschlag, der seit einiger Zeit in Brüssel 
beraten wird, enthält mehrere Vorschriften, die aus der Sicht 
der deutschen Weinwirts(±aft nicht annehmbar sind. Dies gilt 
besonders für die Bestimmungen über den Verschnitt und über 
die Süßung. 

Nach dem Entwurf ist jeder Verschnitt im Grundsatz bezeich- 
nungsschädlich. Die Mitgliedstaaten können einen bezeich- 
nungsunschädlichen Verschnitt im Verhältnis von 85 : 15 jedoch 
zulassen, sofern er bei Trauben, Traubenmosten oder Jung- 
weinen vorgenommen wird; der bezeichnungsunschädliche Ver- 
schnitt von fertigem Wein ist damit vollständig ausgeschlossen. 
Was den Zusatz von Süßreserve (Süßung) angeht, so soll dieser 
nach einer Übergangszeit von fünf Jahren nur auf der Erzeuger- 
stufe, dann also nicht mehr in der Weinhandelsstufe, zuge- 
lassen sein. 


Zu diesen Vorschlägen ist festzustellen: 

1. Das Deutsche Weingesetz, das den zur Zeit seines Inkraft- 
tretens geltenden Vorschriften der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft angepaßt wurde, erlaubt einen bezeich- 
nungsunschädlichen Weinverschnitt im Verhältnis von 
75:25. Dieses Verhältnis ist aus wohlerwogenen Gründen 
festgelegt worden. 

2. In zahlreichen Fällen kann erst der fertige Wein organo- 
leptisch daraufhin beurteilt werden, ob ein qualitätsfördern- 
der Verschnitt möglich ist. Dies hängt insbesondere damit 
zusammen, daß in den deutschen Weinbaugebieten, selbst 
innerhalb kleiner geographischer Einheiten, erhebliche öko- 
logische Unterschiede auftreten. Daher ist es nicht vertret- 
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bar, den bezeichnungsunschädlichen Verschnitt von fertigem 
Wein auszuschließen. 

3. Durch den Ausschluß der Süßung auf der Weinhandelsstufe 
würde der Absatz deutscher Weine erheblich beeinträchtigt 
werden, denn die Weinkellereien müßten entweder füllfer- 
tige Weine von den Winzern beziehen oder für jeden einzel- 
nen Qualitätswein die erforderliche Süßreserve der gleichen 
geographischen Herkunft vorrätig halten. Letzteres ist un- 
möglich, ersteres scheidet ebenfalls aus, weil die meisten 
Weinbaubetriebe mangels kellertechnischer Einrichtungen 
nicht zur Lieferung von füllfertigen Weinen in der Lage sind. 


An diesen durchgreifenden Einwänden gegen die vorgesehene 
Regelung wird sich auch im Laufe der kommenden Jahre nichts 
ändern. Daher können die Bedenken nicht durch eine Über- 
gangszeit, wie sie in Brüssel vorgeschlagen wird, ausgeräumt 
werden. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Hält die Bundesregierung es beim gegenwärtigen Stand und 
bei den gegenwärtigen Perspektiven der Wirtschaftsinte- 
gration in Europa für geboten, auf einem begrenzten Teil- 
gebiet wie dem der Weingesetzgebung einen Vereinheit- 
lichungsperfektionismus, wie er in dem Vorschlag für die 
Bezeichnungsverordnung zum Ausdruck kommt, fortzuset- 
zen, was u. a. zur Folge hätte, daß das neue Deutsche Wein- 
gesetz, das im Zeitpunkt seines Inkrafttretens den EWG- 
Bestimmungen angepaßt war, teilweise wieder außer Kraft 
gesetzt würde? 

2. Hält die Bundesregierung eine Serie weiterer Änderungen 
des Weingesetzes bzw. den über Jahre verteilten Erlaß 
immer neuer Richtlinien und Verordnungen auf dem Gebiet 
der Wein Wirtschaft im Hinblick auf die erforderliche Rechts- 
sicherheit und auf die Dispositionsfähigkeit der Unterneh- 
men für vertretbar? 

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Bestim- 
mungen des Vorschlags für eine Bezeichnungs Verordnung, 
wenn sie in der vorgesehenen Form in Kraft gesetzt würden, 
die weitere gesunde Entwicklung und die Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Weinwirtschaft gefährden würden? 

4. Wird die Bundesregierung sich bei den Beratungen in Brüs- 
sel daher dafür einsetzen, daß die Verschnittbestimmungen 
des Deutschen Weingesetzes beibehalten werden können? 

5. Wird die Bundesregierung darauf bestehen, daß der Ver- 
schnitt im zulässigen Verhältnis auch dann bezeichnungsun- 
schädlich bleibt, wenn er entweder auf der Erzeuger- oder 
auf der Handelsstufe mit fertigem Wein vorgenommen wird? 
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6. Wird die Bundesregierung darauf bestehen, daß der Zusatz 
von Süßreserven auf der Handelsstufe in gleicher Weise wie 
auf der Erzeugerstufe bezeichnungsunschädlidi ist? 


Bonn, den 13. März 1974 
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